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Deutschland

Klaus J. Bade ist als Gründungsvorsitzender des Sachverständigenrates Deutscher Stiftungen abgetreten. Doch das ist für ihn noch 
lange kein Grund, sein Engagement zu verringern.

Bade: „Hier wabert ein minderheitenfeindlicher Sumpf“

Für seinen Rückzug gibt es keinen ak-

tuellen Grund, denn schon bei der 

Gründung des Sachverständigenrates 

Deutscher Stiftungen hatte sich der Mi-

grationsforscher Klaus J. Bade selbst eine 

Begrenzung gesetzt. „Maximal drei Jahre 

hatte ich als Gründungsvorsitzender zu-

gesagt, um das Schiff aus den Schären 

heraus zu lotsen und auf Kurs zu brin-

gen. Das haben wir mit vereinten Kräften 

und massiver Stiftungshilfe geschafft. 

Deshalb ist es angemessen, das Ruder 

nun in andere Hände zu geben“, erklärte 

Bade auf dem anlässlich seines Abschieds 

veranstalteten Symposiums „Migration, 

Integration, Politik und wissenschaftli-

che Politikberatung“ in Berlin. Als seine 

Nachfolgerin tritt Christine Langenfeld 

den Vorsitz des Sachverständigenrats an.

 Aydan Özoguz, stellvertretende Vor-

sitzende der SPD sowie der Grünen-Vor-

sitzende Cem Özdemir waren sich einig, 

dass Klaus Bade häufig Anregungen für 

die Richtung der eigenen Politik gegeben 

hat. Bei ihnen ging Bades Konzept der 

„kritischen Politikbegleitung“ also auf. 

Bade hatte die Medien genutzt, um eine 

„nachhaltige öffentliche und auch poli-

tische Wirkung“ zu erzielen. Und das er-

hofft er sich auch in Zukunft. Von seinen 

Kolleginnen und Kollegen des Sachver-

ständigenrates fordert er, diese fortzu-

setzen. Doch das ist nicht einfach, denn 

„die Positionierung gegenüber der Politik 

in den Medien ist auf eine Balance zwi-

schen Provokation und Ausgewogenheit 

angewiesen, die den Dialog mit der Po-

litik zwar provoziert, aber auch möglich 

macht“, so Bade.

 Zudem appelliert der Forscher, 

rechtsextremistische Bewegungen im 

Internet nicht aus den Augen zu verlie-

ren. „Agressionsobjekte“ seien in diesem 

Bereich vor allem Migration, Integration 

und Minderheiten, „hier besonders der 

Islam und die in Deutschland heute mehr 

als vier Millionen Menschen umfassende 

Gruppe der Muslime“.

 Die Gefahr dürfe nicht unterschätzt 

werden, meint Bade. Er erklärt, „im Un-

tergrund wabert seit langem ein min-

derheitenfeindlicher völkischer Sumpf, 

dessen argumentative Schlinggewächse 

immer gefährlicher und sichtbarer“ wür-

den. In verschiedenen Internetblogs sei 

zu sehen, wie „Angstgetriebene“ nach 

Schuldigen für ihre „ökonomischen und 

sozialen, kulturellen und mentalen Ab-

sturzängste“ suchen.

 Selbst der Massenmord in Norwegen 

und die Taten der NSU hätten nur eine 

vorübergehende Beschäftigung mit dem 

Thema bewirkt. Hier erwartet Bade vom 

Sachverständigenrat viel Engagement. 

Klaus J. Bade denkt er noch lange nicht daran, in den Ruhestand zu treten. Foto: DTN

tel“ von Friedenau. Der Rabbiner, der eine 

traditionelle jüdische Kopfbedeckung, die 

Kippa, trug, soll nach der Tat in ein Kran-

kenhaus eingeliefert und dort mittlerwei-

le wegen eines Jochbeinbruchs operiert 

worden sein. Weiter heißt es: „Der Staats-

schutz ermittelt – er geht von jungen 

Männern arabischer Herkunft aus.“

 Unterdessen hat sich nicht nur der 

Zentralrat der Muslime in Deutschland 

zu Wort gemeldet. Auch die jungen Mus-

lime in der Bundesrepublik zeigen sich 

empört über die Attacke auf den Geistli-

chen. So erklärt etwa die junge Studentin 

Betül Ulusoy vom Projekt „JUMA – jung, 

muslimisch, aktiv“, in einer Stellungnah-

me im Tagesspiegel: „Wir arbeiten hart 

an Aktionen und fühlen uns immer so, 

als hätten wir einen wichtigen Beitrag 

geleistet, gute Arbeit getan für Gott und 

unsere Mitmenschen. Und dann kommt 

irgendein dahergelaufener, widerwärtiger 

Typ und macht alles kaputt, was wir mit 

soviel Mühe aufzubauen versuchen. [...] 

Ich verabscheue die Tat gegenüber dem 

Rabbiner zutiefst. Ich lehne sie mit aller 

Vehemenz ab.“
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Türkei: Mehr als 32.000 Beschwerden we-

gen Mobbing

Die MOBBİNGDER-Bilanz der vergangenen 

zwei Jahre ist erschreckend: Mehr als 32.000 

Beschwerden, die in der Regel in Zusam-

menhang mit sexuellem Missbrauch ste-

hen, sind bei der türkischen Vereinigung 

im Kampf gegen Mobbing eingegangen. 

Doch das ist nur die eine Seite der Medaille. 

Noch immer würden viele Opfer Mobbing 

als solches gar nicht einordnen können. 

„Mobbing mündet in eine Erosion der 

Produktivität, Motivation und Zeit, der 

geistigen und körperlichen Gesund-

heit am Arbeitsplatz sowie der gesun-

den organisatorischen Abläufe“, erklärt 

Verbandsvorsitzender Hüseyin Gün die 

breitgefächerten Auswirkungen. Zu Tage 

treten sie vor allem in Ankara, wo nach 

Angaben des Fachmanns die meisten der 

32.000 Beschwerden über Mobbing und 

Belästigungen eingegangen seien. Und der 

Strom reißt nicht ab – ganz im Gegenteil: 

Zwischen 40 und 110 weiteren Meldungen 

kämen Tag für Tag hinzu. In 60 Prozent der 

Fälle, so Gün, handle es sich um Frauen. 40 

Prozent der Opfer sind Männer.

Nur etwa zehn Prozent der Beschwerden 

stammen von Absolventen einer türkis-

chen Volksschule, die Arbeit in der verar-

beitenden Industrie gefunden haben und 

hier eigentlich mehr körperlicher Gewalt 

und Obszönitäten ausgesetzt seien. Ihr 

Schicksal in die Hand nehmen und dage-

gen angehen, das obliegt offenbar einer 

anderen Bevölkerungsgruppe: Ganze 80 

Prozent der Beschwerden, so Gün weiter, 

kämen von Hochschulabsolventen. Gleich 

bleibt bei allen jedoch das generelle Prob-

lem: „Viele Opfer sehen den Prozess nicht 

als Ganzes und erkennen nicht, dass es sich 

um Mobbing handelt.“

Die Zahlen von MOBBİNGDER sind jedoch 

nur die Spitze des Eisberges – zumindest, 

wenn man die Ergebnisse der aktuellen 

„Mobbing Umfrage 2012“ aus dem ver-

gangenen April betrachtet. Zwar zieht die 

Umfrage, die von ERA Research & Con-

sultancy und der Futurebright Research 

durchgeführt wurde, nur 316 Arbeitneh-

mer in zwölf türkischen Provinzen heran, 

doch das Signal ist klar. Die meisten Opfer 

zögern aus Angst vor Jobverlust, bevor sie 

über das, was ihnen am Arbeitsplatz wider-

fährt, sprechen. Die meisten, so darf ver-

mutet werden, schweigen.

Türkei: Mangel an qualifizierten Arbeits-

kräften

Die Türkei hat derzeit ein Problem, das 

viele aufsteigende Wirtschaften kennen. Es 

mangelt an qualifizierten Arbeitskräften. 

Arbeitsminister Faruk Çelik zufolge sind 

weiterhin 100.000 Stellen unbesetzt.

Das Arbeitsamt (İŞKUR) verstärkte 

nun seine Bemühungen, Weiterbil-

dungsmöglichkeiten zu verbessern und 

anzubieten. Besonders notwendig seien 

diese im Industriesektor, da dieser in den 

vergangenen Jahren stark gewachsen ist.

Die vielen ungelernten Arbeiter können 

nicht von den offenen Stellen profitieren. 

Bisher waren vor allem Übergangsbe-

schäftigungen im Fokus. So hatte das Ar-

beitsamt 960 Stellen für einen Zeitraum 

von nur vier Monaten und 300 Euro im 

Monat unter 14.000 Bewerbern verlost.

Um die Zahl der offenen Stellen langfristig 

zu besetzen, habe das Arbeitsamt weitere 

3.000 Personen eingestellt. Die Zusam-

menarbeit mit Arbeitgebern, die einen 

geeigneten Angestellten finden wollen, 

habe sich nun verstärkt, versichert Çelik. 

Arbeitssuchenden, die an Maßnahmen 

des Amtes teilnehmen, bekommen eine 

Aufwandsentschädigung sowie die Kran-

kenversicherung gestellt.

Eine der größten sozialen Herausforderun-

gen der Türkei ist die hohe Jugendarbe-

itslosigkeit. 63 Prozent der Bürgerinnen 

und Bürger, die sich beim Arbeitsamt 

melden, sind junge Männer zwischen 15 

und 24 Jahren.

Verkehrsunfälle: Geschädigte kennen zu 

selten ihre Rechte

In der ersten Hälfte des Jahres 2012 gab es 

in der Türkei 147.000 Verkehrsunfälle. Gan-

ze 95.000 Personen haben bei solchen Vor-

fällen Verletzungen davongetragen. Doch 

jeder zweite Geschädigte unternehme in 

der Folge keine rechtlichen Schritte und 

wende sich nicht an die Versicherungsge-

sellschaft. Das berichtet derzeit die türkis-

che Zeitung Hürriyet unter Berufung auf 

den Garantiefonds-Kundenbetreuer Kadir 

Küçük.

Der türkische Garantiefonds, oder das 

sogenannte Absicherungskonto, springe 

dem Fachmann zufolge dann ein, wenn die 

Opfer keine eigene Verkehrsversicherung 

hätten und es um entsprechende Entschä-

digungszahlen gehe. Es geht dabei jedoch 

nur um die Zahlung von Personenschäden, 

Sachschäden werden nur im Fall, dass die 

eigene Versicherung insolvent ist, gezahlt. 

Im Jahr 2011 seien 11.636 Anträge gestellt 

worden. Seit dem Jahr 2000 seien es insge-

samt 134.000 gewesen.

„Diese Zahlen zeigen uns jedoch, dass 

diejenigen, die bei Unfällen verletzt 

werden, ihre Rechte nicht kennen und des-  

halb nichts dafür tun, um sie zu bekom-

men“, so Küçük weiter. „Bei unseren Abrech-

nungen haben wir festgestellt, dass in 60 

Prozent der Unfälle mit Todesfolge und in 

50 Prozent der Unfälle mit Verstümmelun-

gen überhaupt keine Anträge eingereicht 

wurden.“

Die mehr als 147.000 Verkehrsunfälle, die 

sich bereits in diesem Jahr ereigneten, ha-

ben bisher mehr als 1.000 Menschenleben 

gefordert. Über 95.000 Personen trugen 

Verletzungen davon. Andere Meldungen 

sprechen von 2.500 bis zu 10.000 Verkehr-

Meldungen

„Politik hat, soweit ich sehe, bislang we-

nig daraus gelernt – vor allem nicht, daß 

es indirekte Ursache-Folge-Zusammen-

hänge zwischen Wortgewalt und Tatge-

walt geben kann“, so Bade weiter.

 Man dürfe nicht warten, bis es viel-

leicht wieder einmal „zu spät geworden 

ist“. So könne auch er sich nicht einfach 

zur Ruhe setzen. Im Gegenteil: „Ich jeden-

falls werde meinen Kampf auch an dieser 

schmutzigen und gefährlichen Front wei-

ter fortsetzen“, sagt Bade.




